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St.Gallen, 25. September 2015

Bundesgesetz über die Zusammenarbeit des Bundes mit den Kantonen im Bil-
d ungsraum Schweiz; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 25. Juni 2015 haben Sie den Kantonen den Entwurf eines Bundesge-
setzes über die Zusammenarbeit des Bundes mit den Kantonen im Bildungsraum
Schweiz (Bildungszusammenarbeitsgesetz, BIZG) zur Vernehmlassung unterbreitet. Wir
danken für diese Möglichkeit und nehmen wie folgt Stellung:

Nach Art. 61a der Bundesverfassung (SR 101 ; abgeküzt BV) sorgen Bund und Kantone
gemeinsam im Rahmen ihrer Zuständigkeit für eine hohe Qualität und Durchlässigkeit des
Bildungsraums Schwelz. Sie haben ihre diesbezüglichen Anstrengungen zu koordinieren
und die Zusammenarbeit durch gemeinsame Organe und andere Vorkehren sicherzustel-
len (Art. 61a Abs. 2 BV). Wie Sie in lhrem Schreiben vom 25. Juni 2015 richtigerweise
festhalten, können mit dem Bildungszusammenarbeitsgesetz keine neuen Aufgabenzutei-
lungen oder Regulierungen der verfassungsmässigen Zuständigkeiten von Bund und Kan-
tonen erfolgen.

Mit dem Bildungszusammenarbeitsgese2 soll im Wesentlichen dem Bundesrat das Recht
eingeräumt werden, mit den Kantonen zur Erfüllung der verfassungsmässigen Pflicht zur
Zusammenarbeit und Koordination im Bildungsbereich eine Vereinbarung abzuschliessen.
Das geplante Gesetz soll verschiedene Rechtsgrundlagen ersetzen, auf die sich der Bund
bisher bei der Zusammenarbeit und Mitfinanzierung von gemeinsamen Projekten im Bil-
dungsraum Schweiz abgestützt hat, darunter insbesondere auch das bis Ende 2016 be-
fristete Bundesgesetz über Beiträge an gemeinsame Projekte von Bund und Kantonen zur
Steuerung des Bildungsraums Schweiz (SR 410.1). Die Regierung des Kantons St.Gallen
gibt ihrer Erurartung Ausdruck, dass auch mit dem geplanten Bildungszusammenarbeits-
gesetz die bisherige gute und verlässliche Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen
inhaltlich und punkto Finanzierung partnerschaftlich weitergeführt wird; dies auch dann,
wenn es Vorhaben und lnstitutionen, die Bundesbeiträge erhalten sollen, nicht explizit be-
nennt. lm Rahmen der Verhandlung der Zusammenarbeitsvereinbarung ist deshalb
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sichezustellen, dass die bewährte Zusammenarbeit insbesondere in den Bereichen Bil-
dungsmonitoring und Bildungsberichterstattung sowie Qualitätsentwicklung und -siche-
rung auf Ebene derzuständigen Behörden, Venrualtungen und lnstitutionen Bestand hat
und die Bundesbeiträge an die entsprechenden Vorhaben und lnstitutionen verlässlich
ausgerichtet werden. Nur so kann die verfassungsmässige Pflicht, gemeinsam die hohe
Qualität und Durchlässigkeit des Bildungsraums Schweiz sicherzustellen, erfüllt werden.

Wenn den beschriebenen Enruartungen Rechnung getragen wird, ist gegen das Bildungs-
zusammenarbeitsgesetz aus Sicht des Kantons St.Gallen grundsätzlich nichts einzuwen-
den.

lm Namen der Regie

T{il
Heidi Hanselmann
Stellvertreteri n Präsident

Staatssekretär

Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an:
vernehm lassungen-biz@sbfi.admi n. ch
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